
  

Ein Mann wirft seine Frau über Bord

Zeitung hätte nicht identifizierbar über den Fall berichten
dürfen

„Warf dieser Deutsche seine Frau über Bord?“ titelt die Online-Ausgabe einer
Boulevardzeitung. Es geht im Artikel um die Festnahme eines 45-jährigen Mannes
wegen des Verdachts, bei einer Kreuzfahrt seine Frau über Bord geworfen zu haben.
Die Namen von beiden werden genannt. Die Zeitung veröffentlicht ein Foto des
Mannes mit Augenbalken. Der Beschwerdeführer – ein Leser der Zeitung – sieht die
Persönlichkeitsrechte des Ehepaares durch die Nennung ihrer Namen verletzt (Ziffer
8 des Pressekodex). Der Chefredakteur der Online-Ausgabe spricht davon, dass die
Öffentlichkeit insbesondere bei spektakulären Straftaten, die sich im öffentlichen
Raum ereignen, ein besonderes Interesse daran habe, von den Medien umfassend
informiert zu werden. Dazu gehörten auch die Einbeziehung von Einzelschicksalen
und eine personalisierende Darstellung. Dies umso mehr, weil die Straftat in diesem
Fall nun wahrlich in ihrer Art außergewöhnlich sei. Zudem sprächen auch die
Abwägungskriterien „Intensität des Tatverdachts“ und „Schwere des Vorwurfs“
(Richtlinie 8.1, Absatz 2) für die Berichterstattung in der vorliegenden Form. Der
Chefredakteur rechtfertigt die Namensnennung. Auf diese Weise habe man einen
Beitrag dazu geleistet, dass die Vermisste doch noch hätte aufgefunden werden
können. Somit liege ihre Namensnennung nicht nur im öffentlichen, sondern auch im
persönlichen Interesse.

Die Zeitung hat gegen die Persönlichkeitsrechte nach Ziffer 8 des Pressekodex
verstoßen. Der Beschwerdeausschuss spricht eine Missbilligung aus. Die Mehrheit
im Gremium ist der Auffassung, dass sowohl die Vermisste als auch der
Tatverdächtige durch die Veröffentlichung eindeutig identifizierbar werden. Ein
überwiegendes öffentliches Interesse, das eine solche Identifizierbarkeit
gerechtfertigt und den Persönlichkeitsschutz der Betroffenen überlagert hätte, ist
nicht erkennbar. Weder bestand im Hinblick auf die Vermisste eine Suchabsprache
mit den Behörden, noch liegt eine erwiesenermaßen außergewöhnlich schwere
Straftat vor, die eine Identifizierung des Verdächtigen presseethisch gerechtfertigt
hätte. Der Beitrag verstößt daher gegen die Richtlinien 8.5 sowie 8.1 (Vermisste bzw.
Kriminalberichterstattung) des Pressekodex. (0190/17/1)
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